
 

 
 

 
 

 
 

N E W S L E T T E R 

 

____________________________________ 

 

Thema dieser Ausgabe 

   

 Steuerberatung/Umsatzsteuer: Unternehmereigenschaft von Aufsichtsratsmitgliedern  

   

____________________________________ 

 

Trägt das Mitglied eines Aufsichtsrats aufgrund einer 
nicht variablen Festvergütung kein Vergütungsrisiko, ist 
es entgegen bisheriger Rechtsprechung nicht als Unter-
nehmer tätig. Eine Umsatzsteuerpflicht ist also nicht ge-
geben. 
 
 
Hintergrund 

 
Eine Umsatzsteuerpflicht ist u.a. bei Lieferungen und 
sonstigen Leistungen, die ein Unternehmer im Inland ge-
gen Entgelt im Rahmen seines Unternehmens ausführt, 
gegeben. Unternehmer ist dabei, wer eine gewerbliche 
oder berufliche Tätigkeit selbständig ausübt. 
 
Nach bisheriger Rechtsprechung und Ansicht der Fi-
nanzverwaltung (BFH, Urt. v. 20.8.2009 – V R 32/08; Ab-
schn. 2.2 Abs. 2 Satz 7 UStAE) wurde die Tätigkeit als 
Aufsichtsratsmitglied als selbständig und daher als um-
satzsteuerpflichtig beurteilt. 
 
Auf Grundlage der Rechtsprechung des Gerichtshofes 
der Europäischen Union änderte der Bundesfinanzhof 
mit Urteil vom 27.11.2019 (Az. V R 23/19) nun seine bis-
herige Rechtsprechung. 
 
 
Urteil des Bundesfinanzhofs 

 
Sein Urteil fasst der Bundesfinanzhof (BFH) in der Pres-
semitteilung Nr. 6 vom 6.2.2020 wie folgt zusammen: 
 
„Trägt das Mitglied eines Aufsichtsrats aufgrund einer 
nicht variablen Festvergütung kein Vergütungsrisiko, ist 
es nicht als Unternehmer tätig. Dies hat der Bundesfi-
nanzhof entgegen bisheriger Rechtsprechung mit Urteil 
vom 27.11.2019 - V R 23/19 (V R 62/17) entschieden. 
 

Der Kläger war leitender Angestellter der S-AG und zu-
gleich Aufsichtsratsmitglied der E-AG, deren Alleinge-
sellschafter die S-AG war. Nach der Satzung der E-AG 
erhielt jedes Aufsichtsratsmitglied für seine Tätigkeit eine 
jährliche Festvergütung von 20.000 € oder einen zeitan-
teiligen Anteil hiervon. Der Kläger wandte sich gegen die 
Annahme, dass er als Mitglied des Aufsichtsrats Unter-
nehmer sei und in dieser Eigenschaft umsatzsteuer-
pflichtige Leistungen erbringe. Einspruch und Klage zum 
Finanzgericht hatten keinen Erfolg. 
 
Demgegenüber gab der BFH der Klage statt. Er begrün-
dete dies mit der Rechtsprechung des Gerichtshofes der 
Europäischen Union (EuGH) zur Richtlinie 2006/112/EG 
des Rates vom 28.11.2006 über das gemeinsame Mehr-
wertsteuersystem, die bei der Auslegung des nationalen 
Rechts zu berücksichtigen sei. Nach der EuGH-Recht-
sprechung übe das Mitglied eines Aufsichtsrats unter be-
stimmten Voraussetzungen keine selbständige Tätigkeit 
aus. Maßgeblich ist, dass das Aufsichtsratsmitglied für 
Rechnung und unter Verantwortung des Aufsichtsrats 
handelt und dabei auch kein wirtschaftliches Risiko trägt. 
Letzteres ergab sich in dem vom EuGH entschiedenen 
Einzelfall daraus, dass das Aufsichtsratsmitglied eine 
feste Vergütung erhielt, die weder von der Teilnahme an 
Sitzung noch von seinen tatsächlich geleisteten Arbeits-
stunden abhängig war.  
 
Dem hat sich der BFH in seinem neuen Urteil unter Auf-
gabe bisheriger Rechtsprechung für den Fall ange-
schlossen, dass das Aufsichtsratsmitglied für seine Tä-
tigkeit eine Festvergütung erhält. Ausdrücklich offenge-
lassen hat der BFH, ob für den Fall, dass das Aufsichts-
ratsmitglied eine variable Vergütung erhält, an der Un-
ternehmereigenschaft entsprechend bisheriger Recht-
sprechung festzuhalten ist.“ 
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Fazit 

 
Die Besteuerung von Aufsichtsräten wird komplexer. Es 
muss nun im Einzelfall beurteilt werden, ob der Auf-
sichtsrat ein nun ein wirtschaftliches Risiko trägt oder 
nicht. Im Streitfall lagen die Voraussetzungen für eine 
Unternehmerstellung nicht vor.  
 
Die Entscheidung sollte nur Bedeutung für die Zukunft 
haben. Aufgrund der Vertrauensschutzregelung des 
§ 176 AO sollten bisherige Steuerfestsetzungen und da-
mit auch ein ggf. vom Aufsichtsrat steuermindernd gel-
tend gemachte Vorsteuer nicht geändert werden.  
 

Das Urteil des BFH hat unmittelbare Auswirkung auf Auf-
sichtsratsmitglieder. Es könnte jedoch ebenfalls für Gre-
mienmitglieder berufsständischer Kammern, Stiftungen 
oder Körperschaften des öffentlichen Rechts bedeutsam 
sein. 
 
 
5.3.2020 
 

Dr. Johannes Stehr 
Rechtsanwalt Steuerberater 
Fachanwalt für Steuerrecht 
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Die Beiträge dieses Newsletters stellen eine Auswahl an allgemeinen Informationen über aktuelle Gesetzgebung, Rechtsprechung und Verwaltungsauffas-
sung dar. Sie wurde nach besten Wissen erstellt. Sie erheben keinerlei Anspruch auf Vollständigkeit und können die persönliche Beratung in keinem Fall 
ersetzen. Diese Mandanteninformation stellt keine Auskunft, Beratung oder sonstige Dienstleistung unserer Berufsträger dar. Für Inhalt, Richtigkeit, Aktualität 
und Vollständigkeit kann daher keinerlei Haftung – auch seitens der Verantwortlichen –  übernommen werden. 


